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Meinen Eltern und Gudrun 



"Der Staat ist um des Menschen willen da, 
nicht der Mensch um des Staates willen." 

(So die urspüngliche Formulierung des Art. 1 Abs. 1 GG 
im Chiemsee-Entwurf, JöR n.F. 1 [1951], S. 48) 



Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 1991 von dem Fachbe-
reich Rechtswissenschaft I der Universität Hamburg als Dissertation ange-
nommen. Rechtsprechung und Schrifttum konnten bis zum Juni 1991 berück-
sichtigt werden. 

Es entspricht meinem Herzenswunsch, einigen Personen Dank zu sagen, 
die zu dem Entstehen dieses Buches beigetragen haben. Dies gilt zuvörderst 
für meinen Doktorvater, dem Justitiar des Zweiten Deutschen Fernsehens, 
Herrn Professor Dr. Carl-Eugen Eberle, der mein Interesse am Rundfunk-
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Fordern und Gewährenlassen in einer Weise zu verbinden, daß fruchtbares 
Zusammenwirken gedeihen kann. Ich bin ihm für seine tolerante Haltung 
dankbar, mit der er meine Arbeit begutachtet hat. Obwohl er einige meiner 
Positionen nicht teilen konnte, konnte ich mir eines fairen Urteils stets sicher 
sein. Ich habe gelernt, daß Recht kein selbstgesteuertes System darstellt. Das 
Rundfunkrecht bietet für diesen Befund ein Paradebeispiel. Die Versuchung, 
"Recht" der Lebenswirklichkeit anzugleichen und diese Faktizitäten mit dem 
Mäntelchen der Rechtmäßigkeit zu bekleiden, ist in diesem Bereich beson-
ders stark ausgeprägt. Doch auch hier gilt: ex iniuria ius non oritur. 

Für seine gründliche Durchsicht der Arbeit und rasche Erstellung des 
Zweitvotums habe ich Herrn Professor Dr. Peter Seim er zu danken. Zu 
danken habe ich ferner Herrn Professor Dr. Ingo von Münch für alles, was 
er für mich getan, was er mir gegeben hat, für die Förderung und Betreuung 
während meines Studiums, für die Faszination am Öffentlichen Recht, die er 
mir vermittelt hat, und dafür, daß er mir spontan für die Anfertigung meiner 
Dissertation seine rundfunkrechtliche Literatur zur Verfügung gestellt hat. 

Schließlich bin ich Herrn Gunter Böttcher zu Dank verpflichtet, der mich 
in seiner hilfsbereiten und liebenswerten Art bei der Textverarbeitung unter-
stützt hat. 
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Dieses Buch ist mit Unterstützung der Universität Hamburg gedruckt. Es 
ist meinen Eltern und Gudrun gewidmet. Sie haben Grundlagen geschaffen 
für seine Entstehung. 

Hamburg, im Juli 1991 Hubertus Gersdorf 
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Einleitung 

Wenn es noch eines Beweises für die essentielle Bedeutung des Rundfunks 
für Staat und Gesellschaft bedurft hätte, dann wäre dieser durch die Ereig-
nisse bei der friedlichen Revolution jenseits des "eisernen Vorhanges" im 
Jahre 1989 erbracht worden: Die selbsternannten kommunistischen Herr-
scher ließen durch Soldaten und Panzer die Fernsehzentren ebenso herme-
tisch abriegeln wie die Regierungszentralen. Ihnen war bewußt, daß ihre 
Macht ein schnelles Ende nehmen würde, wenn sich das Volk des Rund-
funks bemächtigen könnte. 

Doch auch in den freiheitlich verfaßten westlichen Demokratien ist die 
Versuchung für die maßgeblichen Politiker groß, auf den Rundfunk Einfluß 
zu gewinnen. Der herausragende Stellenwert des Rundfunks für die öffentli-
che Meinung macht ihn für die staatlichen Funktionsträger interessant. Die 
Politiker sind bestrebt, die öffentliche Meinung zu ihren Gunsten zu beein-
flussen. Eine günstige Stimmung in der Öffentlichkeit läßt Erfolge bei künfti-
gen Wahlen erwarten. Deshalb besteht die Gefahr, daß Politiker in die publi-
zistische Arbeit des Rundfunks eingreifen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem dritten Fernseh-Urteil eine 
gesetzliche Ausgestaltung der Rundfunkordnung verlangt, welche dem Ziele 
zu dienen habe, daß die Vielfalt der bestehenden Meinungen im Rundfunk 
in möglichster Breite und Vollständigkeit Ausdruck findet und daß auf diese 
Weise umfassende Information geboten wird!. Doch verträgt sich diese 
postulierte vielfaltssichernde und -erhaltende positive Ordnung mit dem 
verfassungsrechtlichen Strukturprinzip der Staatsfreiheit des Rundfunks? Wo 
liegen die Grenzen zwischen zulässiger Ausgestaltung der Rundfunkordnung 
und unzulässiger Einflußnahme des Staates auf den Rundfunk? Und nach 
welchen Prinzipien muß das duale Rundfunksystem in der Bundesrepublik 
Deutschland organisiert sein, um unzulässige staatliche Einflüsse auf den 
Rundfunk zu verhindern? Diese Fragen sind Gegenstand der vorliegenden 
Arbeit. 

! Vgl. BVerfGE 57,295,320. 
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In ihrem ersten Teil geht es um die Rechtsprechung, insbesondere um die 
Judikatur des Bundesverfassungsgerichts zum Grundsatz der Staatsfreiheit 
des Rundfunks, die im ersten Kapitel dargelegt und analysiert wird. Im 
zweiten Kapitel folgt eine verkürzte Darstellung der Literatur zum Gebot der 
Staatsfreiheit des Rundfunks. 

Im zweiten Teil der Arbeit wird das Fundament für die im Laufe der 
Untersuchung herauszuarbeitende neue Rundfunkverfassungskonzeption 
gelegt. Das erste Kapitel gilt der verfassungsdogmatischen Herleitung des 
Prinzips der Staatsfreiheit des Rundfunks. Sodann wird im zweiten Kapitel 
der Schutzbereich dieses Verfassungsgebotes näher umschrieben; hierbei ist 
unter anderem der Frage nachzugehen, welche Stellen und Institutionen an 
den Verfassungssatz der Staatsfreiheit des Rundfunks gebunden sind. 
Schließlich befaßt sich das dritte Kapitel mit dem Verhältnis des Parlaments-
vorbehaltes auf dem Gebiete des Rundfunkwesens und dem Prinzip der 
Staatsfreiheit des Rundfunks. Die Prüfung wird die grundrechtsdienende 
Funktion des Parlamentsvorbehaltes aufzeigen; aus dieser Erkenntnis lassen 
sich weitreichende Schlußfolgerungen für die Bestimmung der Reichweite 
staatlicher Regelungskompetenz bei der Ausgestaltung der Rundfunkordnung 
ableiten. 

Nach der geleisteten dogmatischen Vorarbeit zu Ursprung und Inhalt des 
Grundsatzes der Staatsfreiheit des Rundfunks können wir uns im dritten Teil 
der Arbeit der Fragestellung zuwenden, welche Verfassungsdirektiven sich 
aus dem Gebot der Staatsfreiheit für die Ordnung und Gestaltung des dualen 
Rundfunksystems in der Bundesrepublik Deutschland ergeben. Das erste 
Kapitel ist den Landesmedienanstalten gewidmet. Dabei werden die Zusam-
mensetzung der Anstalten, die staatliche AufSIcht über die Anstalten sowie 
ihre Finanzierung beleuchtet werden. Im zweiten Kapitel geht es um den 
Einfluß des Staates bei der Vergabe und Auf teilung von Übertragungs-
kapazitäten zur Nutzung für Rundfunkübertragungen. Die Erörterungen 
werden deutlich machen, daß der Staat insbesondere gegenüber den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten Kompetenzen ausübt, die ihm nach der 
Verfassung nicht zustehen. Die Ausführungen münden in die Kernthese der 
Arbeit, daß die Rundfunkanstalten aus Gründen der Staatsfreiheit des 
Rundfunks in den Zuständigkeitsbereich der Landesmedienanstalten mitein-
bezogen werden müssen, welchen die Aufgabe zufällt, an Stelle des (staat-
lichen) Gesetzgebers den sachlichen und territorialen Funktionsbereich der 
Rundfunkanstalten zu konkretisieren. Die Bestandsaufnahme der einzelnen 
landesrechtlichen Planungsmodelle für die Vergabe und Aufteilung von 
technischen Übertragungswegen wird aufzeigen, daß die Ausgestaltung der 
Rundfunkordnung insoweit den spezifischen Anforderungen des Prinzips der 
Staatsfreiheit des Rundfunks zumeist nicht genügt. Das dritte Kapitel be-
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schäftigt sich mit der Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Die 
Ausführungen werden beweisen, daß das gegenwärtig praktizierte Verfahren 
zur Finanzierung der Rundfunkanstalten mit dem Grundsatz der Staatsfrei-
heit unvereinbar ist. Um die gebotene Staatsunabhängigkeit der Rundfunk-
anstalten zu gewährleisten, erscheint es geboten, die Landesmedienanstalten 
mit der Entscheidung über die Festsetzung der Rundfunkgebühren und der 
Werbekontingente für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu betrauen. 

Der vierte Teil der Arbeit faßt die wesentlichen Ergebnisse der Untersu-
chung nochmals zusammen und hebt die Notwendigkeit hervor, daß öffent-
lich-rechtlicher und privater Rundfunk den staatsfrei organisierten Landes-
medienanstalten zu unterstellen ist, um dem Prinzip der Staatsfreiheit des 
Rundfunks zur Verwirklichung zu verhelfen. 
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